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Wiener Drogenpolitik 
1970 bis 2005
Außen- und Innenansichten
von Irmgard Eisenbach-Stangl, Arno Pilgram, 

Christine Reidl

Die internationale Drogenpolitik hat sich in den 60er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts grundlegend verändert: ihr schwerpunkt verlagerte sich 
von der Kontrolle des angebots auf die Kontrolle der nachfrage. Die 
Kontrolle der nachfrage wurde als Kontrolle der sucht konzipiert, ein 
problem, das man in der individuellen psyche verortete. Das drogenpoli-
tische instrumentarium wurde entsprechend ergänzt und ausgeweitet: 
auf der einen seite wurden die sozial ausschließenden, strafrechtlich-
„repressiven“ maßnahmen nun auch auf individuelle Drogengebraucherin-
nen ausgerichtet, zum anderen kamen neue maßnahmen hinzu: in der 
„Einheitskonvention“ von 1961 werden erstmals „früherkennung, Be-
handlung, aufklärung, nachbehandlung und soziale Wiedereingliederung“ 
als drogenpolitische maßnahmen genannt. Durch die Einbeziehung dieser 
„integrativen“ oder auch: „assimilativen“ maßnahmen wurde neben der 
nationalen erstmals auch die regionale politikebene angesprochen, die 
in den meisten europäischen ländern – und so auch in Österreich – für 
gesundheit, sozialhilfe und Bildung zuständig ist. ob und wenn ja, wie 
die lokale politik in Drogenangelegenheiten aktiv wird und wie sich ihr 
Zusammenspiel mit der nationalen politik gestaltet, variiert von region zu 
region. 

Die Formierung einer regionalen 
Drogenpolitik 

Die vorliegende studie untersucht die formierung einer regionalen 
Drogenpolitik am Beispiel Wien im Zeitraum von 1970 bis 2005. Die 
untersuchung setzt zu der Zeit ein, als man auch in der Bundeshaupts-
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tadt auf die grundlegenden Veränderungen des Drogenkonsums und der 
Drogenkonsumentinnen zu reagieren begann, die zur Einbeziehung der 
integrativen maßnahmen in der internationalen politik geführt hatten: 
im Wesentlichen handelte es sich darum, dass Cannabis zur meistge-
brauchten illegalen substanz avancierte und dass die Drogenkonsumen-
tinnen jünger und gebildeter geworden waren. Die Entwicklung der 
Wiener Drogenpolitik wird rund 35 Jahre beobachtet und sie wird aus 
verschiedenen Blickwinkeln betrachtet: aus einem „äußeren“ – wissen-
schaftlichen und möglichst objektiven – und aus zwei „inneren“ – d.h. 
aus der subjektiven perspektive zweier gruppen von Betroffenen. Die 
„außenansicht“, aber vor allem die im rahmen der studie erhobenen „in-
nenansichten“ sind auch als eine – qualitative – form der Evaluation der 
entsprechenden aktivitäten der gemeinde zu betrachten. 

Die Erhebung von Außen- und Innenansichten 

für die „außenansicht“ wurde die ausdifferenzierung des kommunalen 
drogenpolitischen apparates auf der grundlage von Berichten und sta-
tistiken untersucht, die – wenn nötig – durch mündliche informationen 
ergänzt wurden. auf derselben grundlage wurde der nationale rahmen 
erkundet, insbesondere die Drogengesetzgebung und die aktivitäten 
der Drogenexekutive, beide zentrale Bereiche der nationalen Drogen-
politik, die in die lokale hineinwirken und sie begrenzen. anhand des 
materials konnten fünf Entwicklungsphasen der Wiener Drogenpolitik 
unterschieden werden, auf deren Basis die beiden gruppen Betroffener 
ausgewählt wurden. 

Bei den Betroffenen handelt es sich zum einen um professionelle, die in 
der Beobachtungsperiode mit der umsetzung der Wiener Drogenpolitik 
maßgeblich befasst waren – das sind die städtischen Drogenkoordina-
toren etwa und in der Drogenhilfe tätige – wie um personen, die die 
international/ national bestimmte Drogenpolitik im Wiener raum durch-
setzten – das sind auf Drogendelikte spezialisierte sicherheitsbeamte und 
angehörige der Justiz. Diese Betroffenen wurden als „akteurinnen“ ange-
sprochen. Die zweite gruppe von Betroffenen, deren „innenansicht“ der 
Wiener Drogenpolitik in rahmen der vorliegenden studie interessierte, 
waren Drogenkonsumentinnen und angehörige von Drogenkonsumen-
tinnen, die als „adressatinnen“ bezeichnet wurden. Vier subgruppen von 
„adressatinnen“ mit unterschiedlichen drogenpolitischen Erfahrungen 
wurden befragt: (1) „unauffällige“ Drogengebraucherinnen ohne rel-
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evante Erfahrungen mit „repressiven“, wie mit „assimilativen“ drogenpoli-
tischen maßnahmen, (2) langjährige „Klientinnen“ von Einrichtungen der 
Wiener Drogenhilfe, (3) „Kriminalisierte“ Drogengebraucherinnen, die 
vorrangig mit „repressiven“ Einrichtungen, vor allem mit dem strafvollzug 
konfrontiert waren und (4) „angehörige“, bei denen nochmals nach dem 
ausmaß ihres drogenpolitischen Engagements unterschieden wurde. ins-
gesamt wurden über 90 Betroffene anhand von leitfäden interviewt, die 
interviews dauerten zwischen einer halben und zwei stunden, sie wurden 
mit Einverständnis der gesprächspartnerinnen auf Band aufgenommen, 
verschriftet und inhaltsanalytisch ausgewertet. 

Die Wiener Drogenkoordination befriedet 
Konflikte und fördert Professionalisierung 

Die Ergebnisse des ersten teils der studie, der untersuchung der Wiener 
Drogenpolitik aus der sozialwissenschaftlichen „außenperspektive“, zei-
gen die verzögerte, aber dann um so rasantere Entwicklung des drogen-
politischen apparates der stadt unter dem Vorzeichen der integration 
– der Drogenkonsumentinnen, des Drogenkonsums und zuletzt auch der 
Drogeneinrichtungen. am Beginn des Beobachtungszeitraums wurde die 
gemeinde drogenpolitisch kaum aktiv: auf die ersten „gammler“ – wie 
die jugendlichen, gesellschaftskritischen Cannabiskonsumenten Ende der 
1960er von den zu dieser Zeit tätigen professionellen gerne genannt 
wurden – reagierten in Wien vor allem Einrichtungen aus dem repres-
siven Bereich, der der Bundesverwaltung untersteht. Erst etwa 10 Jahre 
später – als sich Drogenkonsum und Drogenkonsumentinnen nochmals 
veränderten und sich ihre marginalisierung abzeichnete – begann man auf 
lokaler Ebene drogenpolitisch aktiver zu werden und sowohl im Behan-
dlungs- und Betreuungsbereich, wie auch im präventiven und administra-
tiven Bereich akzente zu setzen. Der aufbau von „assimilativen“ maßnah-
men zur Kontrolle der nachfrage auf regionaler Ebene wird zu dieser 
Zeit von der nationalen Drogenpolitik – unter anderem mit hilfe finan-
zieller mittel – gefördert. und schon mitte der 80er Jahre des vorigen 
Jahrhunderts übersteigt das drogenpolitische gewicht der „integrativen“ 
maßnahmen jenes der „repressiven“: in der Bundeshauptstadt, wie in den 
anderen Bundesländern. 

Die Entfaltung regionaler Drogenpolitiken wird in Österreich Ende der 
1980er Jahre von inter- und intraprofessionellen Konflikten über die 
„natur“ der Drogenproblematik begleitet. insbesondere in Wien wird im 
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präventions- wie im Betreuungsbereich über adäquate interventionsziele 
und -modalitäten heftig gestritten: abstinenz und abstinenzbehandlung 
stehen gegen risiko- und leidensminderung. Der Konflikt motiviert den 
aufbau einer eigenen Drogenverwaltung in Wien, der mit dem Einsetzen 
eines Drogenkoordinators der stadt im Jahr 1992 einen ersten höhep-
unkt erfährt. in der Drogenkoordination werden die drogenpolitischen 
aktivitäten der gemeinde und die für Drogenangelegenheiten zur 
Verfügung stehenden mittel gebündelt, Drogenpolitik wird zur „Quer-
schnittspolitik“. ab diesem Zeitpunkt beschleunigt sich die drogenpoli-
tische Entwicklung der stadt: Die Drogenhilfe wird verstärkt ausgebaut, 
sie wird darüber hinaus diversifiziert und professionalisiert, wodurch 
auch die Konflikte zwischen den vielfältigen Drogeneinrichtungen vor-
erst befriedet werden. neue rehabilitative und präventive Einrichtungen 
werden gegründet, und alle Drogeneinrichtungen – die der stadt und jene 
des Bundes – werden vernetzt. Die Zahl der – aktuellen und potentiellen, 
marginalisierten und sozial integrierten – Drogenkonsumentinnen, die mit 
den städtischen Drogendiensten erreicht werden, vervielfacht sich, doch 
wächst gleichzeitig auch die Zahl jener wieder, die polizeilich und justiziell 
erfasst werden. 

in den letzten Jahren war die Wiener Drogenpolitik mit schwierigeren 
rahmenbedingungen konfrontiert: unter anderem führte die teilprivati-
sierung der Wiener Drogenverwaltung, die Ende der 1990er Jahre vor-
genommen wurde, dazu, dass Kostenkalkulationen ein größeres gewicht 
erhielten und geriet die städtische Drogenpolitik – wie die anderer 
europäischer großstädte – unter Druck, maßnahmen zu setzen, die die 
Bewohner der stadt vor (möglichen) Belästigungen durch Drogenkon-
sumentinnen schützen. gleichzeitig wurde die nationale Drogenpolitik 
(wieder) restriktiver und verschärfte sich die städtische Drogensituation: 
Die Zahl der Drogenkonsumentinnen stieg – der marginalisierten, wie 
der sozial integrierten – und der Drogenmarkt professionalisierte sich, 
vermutlich auch aufgrund der wachsenden polizeilichen Verfolgung auf eu-
ropäischer Ebene. Der Detailhandel, der lange in den händen der lokalen 
Drogenkonsumentinnen gelegen war, wurde zunehmend von ausländern 
übernommen und dadurch die Drogenfrage wieder in stärkerem maße 
mit der „fremdenfrage“ verquickt. 
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Die drogenpolitischen „AkteurInnen“ 
stehen hinter der kommunalen Drogenpolitik 

Wie beurteilen die Betroffenen die Entwicklung der Wiener Drogenpoli-
tik und wie reagieren sie darauf? Die gespräche mit den „akteurinnen“ 
zeigen zwar kein einheitliches, aber doch ein recht einmütiges und wenig 
widersprüchliches Bild: Die Wiener Drogenpolitik wird von fast allen 
gutgeheißen. am positivsten fallen die urteile der befragten gemeinde- 
und Bezirkspolitikerinnen und der mitarbeiterinnen der Wiener Drogen-
verwaltung aus. politikerinnen und Verwalterinnen betonen insbesondere 
die gelungene Konfliktbearbeitung, den geglückten Kompromiss und den 
erreichten Konsens, auf dem die Wiener Drogenpolitik aufruhen kann 
und durch den sowohl die drogenpolitischen Differenzen zwischen den 
politischen parteien befriedet wurden, wie die zwischen den Drogenein-
richtungen. auch die akteurinnen aus den verschiedenen städtischen 
– abstinenzorientierten, risiko- und leidensmindernden, präventiven 
und rehabilitativen – Drogeneinrichtungen sehen die Entwicklung der 
Drogenpolitik der gemeinde in positivem licht, doch ist – kommt die 
sprache auf die Entwicklung der letzten Jahre – ein kritischer unterton 
nicht zu überhören: Die zunehmende Bedeutung der Kosten-nutzenrech-
nung, aber auch die verstärkte orientierung an Effektivität und Effizienz 
engen – so die meinung – nicht nur den eigenen handlungsspielraum ein, 
sie behindern auch nötige drogenpolitische innovationen. Die gespräch-
spartnerinnen aus der polizei und der Justiz schließlich sehen die Wiener 
Drogenpolitik aus der Distanz – teils mit Wohlwollen, teils aber auch mit 
Vorbehalten und mit misstrauen. Die Wohlwollenden – zu denen alle Be-
fragten aus dem strafvollzug zählten, aber nicht alle Vertreter der sicher-
heitsexekutive und der Justiz – betrachten sich als teil der kommunalen 
Drogenpolitik und begrüßen die Kooperation oder möchten sie vertiefen, 
die misstrauischen sehen sich anderen – übergeordneten – politikebenen 
verpflichtet. Der eigentliche Konfliktherd wird von dieser subgruppe von 
Befragten allerdings zwischen der sicherheitsexekutive und der Justiz 
geortet.
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Die Ansichten von DrogenkonsumentInnen 
sind von den Erfahrungen mit Drogen-
einrichtungen geprägt

Die drogenpolitischen „innenansichten“ der „adressatinnen“ differieren 
grundlegender als die der „akteurinnen“ und sie sind deutlich von den 
Erfahrungen der gesprächspartnerinnen mit den diversen Drogeneinrich-
tungen geprägt. Wer „unauffällig“ geblieben ist – zumeist weil er oder sie 
über gute soziale ressourcen verfügt – baut auf das eigene problemman-
agement und das informelle netzwerk. Die kommunale Drogenpolitik 
und die mit ihr assoziierten „integrativen“ Drogeneinrichtungen werden 
zwar positiv gesehen, doch stehen sie den „unauffälligen“ ferner als die 
„repressiven“. Denn repräsentieren die letzteren die feindliche (Drogen)
moral, an der man die eigenen („ehrlicheren“) Überzeugungen negativ 
entwickeln und schärfen kann, will man mit den ersteren nichts zu tun 
haben: auch wenn das eigene problemmanagement versagt, will man ihre 
hilfe nicht in anspruch nehmen, da sie vom stigma ihrer Klientinnen 
geprägt sind. Die „Klientinnen“ hingegen finden bei den „assimilativen“ 
Einrichtungen der stadt Zuflucht vor den „repressiven“ der polizei und 
der strafjustiz, die sie fürchten und sie nutzen die angebote der Drogen-
hilfe mehr oder minder selbstständig. Wenn sie auch als Kundinnen 
gesehen werden können, die ihre Wahl zu treffen vermögen, so fühlen 
sie sich doch auch im kommunalen Drogenapparat gefangen, einerseits 
aufgrund des stigmas, das ihnen und den Einrichtungen der Drogenhilfe 
anhaftet, andererseits aufgrund des mangels an angeboten außerhalb, 
etwa am arbeitsmarkt. Die „Kriminalisierten“ schließlich fühlen sich den 
integrativen Einrichtungen ferne, teils aufgrund unerfüllter Erwartungen. 
sie ziehen es vor, statt deren abhängig, kranke Klientinnen, „Verlierer“ zu 
sein, oder auch nur personen, die einmal pech hatten, aber lernen können, 
es das nächste mal geschickter anzustellen. Die – vorwiegend aus unter-
privilegierten milieus stammenden – „Kriminalisierten“ haben sich auf die 
„repressiven“ Drogeneinrichtungen eingestellt und sie haben auch nur 
wenig an der repressiven Drogenmoral auszusetzen, die diese repräsen-
tieren. Die vierte und letzte gruppe von „adressatinnen“, die angehöri-
gen – fast ausschließlich mütter –, kann sich weder an der kommunalen, 
noch an der international- nationalen Drogenpolitik orientieren: Die 
kommunale Drogenpolitik und ihre „integrativen“ Einrichtungen werden 
kritisiert, weil sie sich von der ausschließlichen geltung des abstinenzziels 
losgesagt haben, die auf nationaler und internationaler Ebene gesteuerten 
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repressiven maßnahmen, weil sie auch Drogenkonsumentinnen – unter 
anderem die eigenen Kinder – treffen. ganz allgemein fühlen sich die an-
gehörigen aus der Drogenpolitik ausgegrenzt und von ihr vernachlässigt – 
als Zaungast also und als opfer – und sie wünschen sich mehr solidarität, 
die sie allerdings heute nur dann zu finden scheinen, wenn sie sich selbst 
als „Klientinnen“ der Drogenhilfe sehen können.

Die Wiener Drogenpolitik als gelungener 
Balanceakt im Dienste der sozialen 
Integration
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die in Dokumenten und sta-
tistiken verschriftete und im Verlauf der studie in gesprächen erzählte 
Entwicklungsgeschichte der Wiener Drogenpolitik eindeutig als Erfolgs-
geschichte einer regionalen Drogenpolitik in der Europäischen union zu 
lesen ist, als gelungener Balanceakt auf einem seil, das von verschiedenen 
und teils gegeneinander gerichteten gesellschaftlichen Kräften bewegt 
und immer wieder auch geschüttelt wird. sie hat sich seit ihrem ver-
gleichsweise späten Beginn zügig in eine richtung weiterentwickelt, deren 
Vorzeichen die thematische und organisatorische Zusammenfassung der 
drogenbezogenen aktivitäten der stadt waren („Querschnittspolitik“) 
und die professionalisierung der Drogendienste mit dem Ziel der sozialen 
integration. in den letzten Jahren wurden allerdings die grenzen der 
Wiener Drogenpolitik deutlicher sichtbar, die zum einen darin bestehen, 
dass die gemeinde nicht in allen wesentlichen drogenpolitischen or-
ganisationen und Bereichen entscheiden kann und dass die aktivitäten 
der wesentlichen organisationen und Bereiche mangelhaft aufeinander 
abgestimmt sind: Dies führt unter anderem zur (kostspieligen) Verdop-
pelung von Kontrollaktivitäten und zur ausbildung diversifizierter Kon-
trollkulturen für unterschiedliche gruppen von Drogengebraucherinnen. 
Zum anderen sind der Wiener Drogenpolitik grenzen gesetzt, weil 
sie per definitionem nicht alle politikbereiche bestimmen kann, die die 
Drogensituation determinieren: sie ist notgedrungen „lebensstilpolitik“ 
und nicht ursachenbekämpfung jener sozialen probleme, die den nähr-
boden für die zur Diskussion stehenden lebensweisen bilden, wie etwa 
armut, arbeitslosigkeit und mangelnde Bildung. Die am Beispiel von Wien 
aufgezeigten grenzen der regionalen Drogenpolitik vermögen hoffentlich 
dazu anzuregen, auch auf nationaler und supranationaler Ebene eine 
„ganzheitlichere“ Drogenpolitik an zu denken, und über der Drogenpoli-
tik nicht die Bekämpfung grundlegender probleme zu vergessen. 



Eisenbach-Stangl, Pilgram, Reidl • WIENER DROGENPOLITIK 1970 BIS 2005

poliCy BriEf august 2008

8

Irmgard Eisenbach-Stangl
Arno Pilgram 
Christine Reidl

Wiener Drogenpolitik                 
1970 bis 2005.                        
Außen- und Innenansichten

    
 Ir

m
ga

rd
 E

ise
nb

ac
h-

St
an

gl
 et

 al
.   

    
    

    
    

    
    

 W
ie

ne
r D

ro
ge

np
ol

iti
k z

wi
sc

he
n 

19
70

 u
nd

 20
05

.........  
    

      
       

      
        

         
 

WIENER DROGENPOLITIK 1970 BIS 2005. 
AUßEN- UND INNENANSICHTEN

Die studie untersucht die Entwicklung der regionalen Drogenpolitik 
von Wien im Zeitraum von 1970 bis 2005. Die untersuchung setzt 
zu der Zeit ein, als man auch in Österreich begann, auf die grundleg-
enden Veränderungen des Drogenkonsums zu reagieren, die in indus-
trialisierten ländern in den 1960er Jahren stattgefunden hatten: Die 
Drogenkonsumentinnen waren jünger, gebildeter und gesellschaftskri-
tischer geworden und Cannabis war zur meistgebrauchten illegalen 
substanz avanciert. Wie in anderen ländern, so wurde auch in Öster-
reich das strafrechtlich- „repressive“ drogenpolitische instrumentarium 
durch „integrative“ maßnahmen aus den Bereichen gesundheit, sozial-
hilfe und Bildung ergänzt, die auf regionaler Ebene ausgebaut wurden.  

Die studie betrachtet die Entwicklung der Wiener Drogenpolitik über einen Zeitraum von rund 35 
Jahren aus verschiedenen Blickwinkeln: aus einer wissenschaftlichen Beobachterperspektive und aus der 
subjektiven perspektive zweier gruppen von Betroffenen. Die „innenansichten“ sind auch als – qualitative 
– form der Evaluation der drogenpolitischen aktivitäten der gemeinde zu lesen.   

für die „außenansicht“ wurde die ausdifferenzierung des kommunalen drogenpolitischen apparates auf 
der grundlage von Berichten und statistiken untersucht. auf derselben grundlage wurde der nationale 
rahmen erkundet, insbesondere die Drogengesetzgebung und die aktivitäten der Drogenexekutive, beide 
zentrale Bereiche der nationalen Drogenpolitik, die in die lokale hineinwirken und sie begrenzen. 

Bei den Betroffenen handelt es sich zum einen um professionelle, die in der Beobachtungsperiode mit der 
umsetzung von regionaler und nationaler Drogenpolitik in Wien befasst waren – um drogenpolitische 
„akteurinnen“ –, zum anderen um Drogenkonsumentinnen und angehörige von Drogenkonsumentin-
nen – um drogenpolitische  „adressatinnen“. insgesamt wurden über 90 Betroffene interviewt und die 
interviews inhaltsanalytisch ausgewertet.  

Irmgard Eisenbach-Stangl, univ. prof., Dr., senior social scientist am Europäischen Zentrum für Wohl-
fahrtspolitik und sozialforschung, programme area „alcohol, Drugs, addiction“, davor senior researcher 
am ludwig Boltzmann-institut für suchtforschung, Wien
Arno Pilgram, univ. Doz., Dr., senior researcher am institut für rechts- und Kriminalsoziologie, Wien, 
forschungsbereiche rechtspolitik und gesetzesimplementationen, soziale interventionen in der Krimi-
naljustiz
Christine Reidl, mag., researcher am Europäischen Zentrum für Wohlfahrtspolitik und sozialforschung, 
vorher researcher am ludwig Boltzmann-institut für suchtforschung und am institut für rechts- und 
Kriminalsoziologie, Wien
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Das Europäische Zentrum für 
Wohlfahrtspolitik und Sozialforschung

Kernfunktionen 
• ein internationales Zentrum angewandter Sozialwissenschaft und ver-

gleichender empirischer sozialforschung, mit dem schwerpunkt auf sozialpoli-
tik und Wohlfahrt

• ein Informations- und Wissenszentrum, das sozialwissenschaftlich gestützte 
sozialpolitische intelligenz über ein “Denk-netzwerk” bereitstellt

• eine Plattform, die Debatten über zukunftsorientierte Politiken im Bereich 
sozialer Wohlfahrt in der un-Europäischen region initiiert

Forschungsschwerpunkte
Das Europäische Zentrum stellt Expertisen in den Bereichen Wohlfahrt und En-
twicklung von sozialpolitik bereit – vor allem auf gebieten, in denen multi- oder 
interdisziplinäre ansätze, integrierte strategien und intersektorale maßnahmen 
gefragt sind.
Die fachkenntnisse des Europäischen Zentrums umfassen fragen zu demogra-
phischer Entwicklung, arbeit und Beschäftigung, Einkommen, armut und sozialer 
ausgrenzung, sozialer sicherheit, migration und sozialer integration, pflege, 
gesundheit und Wohlergehen durch die Bereitstellung öffentlicher güter und 
persönlicher sozialer Dienstleistungen. Der schwerpunkt liegt auf dem Zusam-
menspiel sozio-ökonomischer Entwicklungen mit institutionen, staatlicher politik, 
monetären transfers und sachleistungen, den Bedürfnissen der Bevölkerung und 
dem ausgleich von rechten und pflichten.

Die Publikationen des Europäischen Zentrums
• Buchreihe “Public Policy and Social Welfare” (Ashgate, Aldershot), in Englisch
• Buchreihe “Wohlfahrtspolitik und Sozialforschung” (Campus Verlag, Frankfurt/

new york), in Deutsch
• Sonstige Buchpublikationen, Bücher oder Sonderberichte, die außerhalb der 

obigen reihen bei verschiedenen Verlagen und in verschiedenen sprachen 
veröffentlicht werden

• Reihe “Occasional Reports”, mit Abschlußberichten von Konferenzen, Fachta-
gungen und forschungsprojekten, in Deutsch, Englisch und französisch

• Jährlicher Tätigkeitsbericht / Newsletter in Englisch, Policy Briefs, in Deutsch 
und Englisch

Geographischer Wirkungsbereich
alle regierungen von mitgliedsstaaten der Vereinten nationen, vor allem jene 
von ländern der un-Europäischen region, sind zur teilnahme und mitwirkung 
an den aktivitäten des Europäischen Zentrums eingeladen. Daraus ergibt sich 
ein geographischer Wirkungsbereich potentieller mitglieder von mehr als 50 
europäischen staaten sowie den usa, Kanada und israel.
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